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1. Vorwort 
 

In Detroit fertigte der Automobilbauer Henry Ford die erste „Tin Lizzie“, das Ford 

Serienmodell T, das bis zur Produktion des VW Käfers am 17. Februar 1972 das 

meist verkaufte Fahrzeug der Welt sein sollte.  

 

An ihrem 35. Geburtstag erfand Melitta Bentz (geboren am 31. Januar 1873 in 

Dresden, gestorben am 29. Juni 1950 in Holzhausen) beim Aufbrühen des Ge-

burtstagskaffees mittels Löschblättern aus Schulheften den Kaffeefilter, bean-

tragte Gebrauchsmusterschutz und ließ sich mit einem Eigenkapital von 73 

Pfennigen ins Handelsregister eintragen. 

 

Der Unternehmer Julius Michael Johannes Maggi (geboren am 9. Oktober 1846 

in Frauenfeld, gestorben am 19. Oktober 1912 in Küsnacht) brachte den ersten 

Brühwürfel auf den Markt. 

 

Der Leser fragt sich spätestens jetzt, was diese Ereignisse mit dem Thema die-

ses Buchs zu tun haben. Aber alle genannten historischen Meilensteine ereig-

neten sich im Jahr 1908, einem offenbar bemerkenswerten Jahr. Und da passt 

es, dass auch das Versicherungsvertragsgesetz im gleichen Atemzug dieser 

außerordentlichen Ära genannt werden kann.  

 

Denn am 30. Mai 1908 trat erstmals ein Versicherungsvertragsgesetz als Aus-

fluss der zunehmenden Bedeutung der Versicherungswirtschaft und der damit 

verknüpften Absicherung gegen private und gewerbliche Risiken in Kraft. Das 

Gesetz war gekennzeichnet durch die Begründung einzelner Versicherungsver-

hältnisse sowie die Kalkulation von Prämien nach Leistung und Gegenleistung. 

Neben allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen des BGB, des HGB und der 

Allgemeinen Versicherungsbedingungen stellte das VVG die herausragende 

Rechtsgrundlage des Privatversicherungsrechts dar. Vom Gegenstand her be-

fasst sich das Privatversicherungsrecht mit den Versicherungsunternehmen, die 

Versicherungsschutz als Dienstleistung anbieten, ihrer staatlichen Beauf-

sichtigung (Versicherungsaufsicht), dem Versicherungsvertrag, also den 
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Rechtsbeziehungen zwischen Versicherer und Versicherungsnehmer, und dem 

Bereich der Versicherungsvermittlung.  

 

In der jüngeren Entwicklung ist das Privatversicherungsrecht stark durch die 

europäische Integration und andere Gesetzesänderungen geprägt worden. Zu 

nennen sind hier insbesondere das Dritte Durchführungsgesetz/EWG zum 

VAG1, das Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung2, das Gesetz zur Anpas-

sung der Formvorschriften des Privatrechts und anderer Vorschriften an den 

modernen Rechtsgeschäftsverkehr3, das Gesetz zur Änderung der Vorschriften 

über Fernabsatzverträge bei Finanzdienstleistungen4, die Neuregelung des Ver-

sicherungsvermittlerrechts5 und der neue Pfändungsschutz in der Altersvor-

sorge6. 

 

Die Einflussnahme dieser teils umfassenden Änderungen und Korrekturen hin-

terließ Spuren. Eine Vielzahl von Vorschriften des VVG wurde berührt und neu 

gefasst, was sich im Laufe der Zeit mehr und mehr in einer Art von „Flickschus-

terei“ widerspiegelte. Dieser Umstand machte die dringende Neuregelung des 

Versicherungsvertragsgesetzes nötig. Eine solche grundlegende Reform er-

folgte nunmehr durch die Verabschiedung eines vollkommen neuen Versiche-

rungsvertragsgesetzes. 

  

                                                 
1 Drittes Gesetz zur Durchführung versicherungsrechtlicher Richtlinien des Rates der Europäi-
schen Gemeinschaften vom 21.7.1994 (BGBl. I 1994, S. 1630, 3134) 
2 Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung (EGInsO) vom 5.10.1994 (BGBl. I 1994, 2911) 
3 Art. 31 Gesetz zur Anpassung der Formvorschriften des Privatrechts und anderer Vorschriften 
an den modernen Rechtsgeschäftsverkehr vom 13.7.2001 (BGBl. I 2001, 1542, 1548) zur 
Rechtswirkung elektronischer Signaturen 
4 Art. 6 Gesetz zur Änderung der Vorschriften über Fernabsatzverträge bei Finanzdienstleistun-
gen vom 2.12.2004 als Umsetzung der Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23.9.2002 (BGBl. I 2004, 3102, 3106) 
5 Art. 2 Gesetz zur Neuregelung des Versicherungsvermittlerrechts vom 19.12.2006 als Umset-
zung der Richtlinie 2002/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9.12.2002 
(BGBl. I 2006, 3232, 3237) 
6 Art. 3 Gesetz zum Pfändungsschutz der Altersvorsorge vom 26.3.2007 (BGBl. I 2007, 368), 
aufgehoben durch Gesetz vom 23.11.2007 (BGBl. I 2007, 2631) 
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2. Der Weg zur Reform 
2.1. Beweggründe für die Neuregelung des Gesetzes 
 

Ausgangspunkt der Reformüberlegungen war zwar auch die Tatsache, dass das 

Versicherungsvertragsgesetz von 1908 fast 100 Jahre alt war, alleine aus-

schlaggebend war das aber nicht. Auch wenn das Alter einer Kodifikation ein 

Anlass dafür sein kann, sie unter neuen Erkenntnissen zu überprüfen,  so ist 

das alleine kein Hinweis oder Indiz dafür, dass das Gesetz überholt ist. Auch 

das am 1. Januar 1900 in Kraft getretene Bürgerliche Gesetzbuch in der Fas-

sung vom 18. August 1896 ist heute 108 Jahre alt. Und dennoch erfuhr es mit 

Wirkung der Schuldrechtsreform am 2. Januar 2002 keine grundlegende Neu-

reform, sondern lediglich eine Neufassung. Größeres Gewicht hatte im Fall des 

Versicherungsvertragsgesetzes der Umstand, dass grundsätzliche Änderungen 

des rechtlichen und wirtschaftlichen Umfelds zumindest eine vollständige 

Durchsicht des Gesetzes nahe legten.  

 

Das 100 Jahre alte VVG enthielt Regelungslücken, die geschlossen werden 

mussten. Betroffen waren von den Lücken nicht nur praxisrelevante Fragen zur 

sog. vorläufigen Deckungszusage, sondern selbst solche im Zusammenhang 

mit dem Zustandekommen des Versicherungsvertrags.  

 

Darüber hinaus wurden einzelne Gesetzesregelungen bisweilen aus Gerechtig-

keitsdenken von den Gerichten gegen den ausdrücklichen Wortlaut des Geset-

zes angepasst. In diesen Fällen war die ergangene Rechtsprechung dem Ge-

setz beizuschreiben7. Das gilt etwa für die Rechtsprechung des BGH zum Versi-

cherungsvertreter als „Auge und Ohr“ des Versicherers8. Auch die Einführung 

einzelner vertraglicher Regelungen im Interesse des Verbraucherschutzes wur-

de zunehmend notwendig. Das betraf insbesondere die Kundenberatung und -

information über vertragswesentliche Punkte. Vor dem Hintergrund des nötigen 

Schutzes des Verbrauchers erschienen manche Gesetzesregelungen als zu 

hart. Hier ist vor allem das sog. „Alles-oder-Nichts-Prinzip“ hervorzuheben, das 

teilweise bei Verletzung von Obliegenheiten oder grob fahrlässiger Herbeifüh-

                                                 
7 Vgl. Römer, VersR 2000, 661 
8 Vgl. nur BGH VersR 2001, 1498 m.w.N. 
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rung des Versicherungsfalls durch den Versicherungsnehmer zu für ungerecht 

empfundenen Ergebnissen führte.  

 

Auch die Konsumentenbedürfnisse und die Nachfrage nach Versicherungspro-

dukten haben sich im Laufe eines Jahrhunderts verändert. So galt die Hagelver-

sicherung in der ehemals eher landwirtschaftlich, jedenfalls noch nicht derart 

hochtechnisch und medial orientierten Gesellschaft als ein Massenprodukt für 

Hunderttausende von Landwirtschaftsbetrieben. Heute spielt die Hagelversiche-

rung nur noch eine untergeordnete Bedeutung. Ganz anders entwickelte sich 

die Berufsunfähigkeitsversicherung. Dieses neue Massenprodukt erfuhr im Zuge 

der Reform sogar Sonderregelungen9. 

 

Schließlich galt es im Bereich der Lebensversicherung Vorgaben der verfas-

sungsrechtlichen Rechtsprechung10 umzusetzen. Hierbei geht es um die Beteili-

gung an den erwirtschafteten Kapitalüberschüssen. Die Verfassungsrichter hat-

ten für die Neuregelung eine Umsetzungsfrist bis zum 31. Dezember 2007 ge-

setzt. Da lag es nahe, die Novelle im Zuge einer großen Versicherungsvertrags-

reform zu erledigen. Darüber hinaus sah auch der Gesetzgeber vor dem Hin-

tergrund des Verbraucherschutzes Bedarf für Regelungen, die die Rechte der 

Versicherungsnehmer stärken sollten. 

 
2.2. Die Kommission zur Reform des Versicherungsvertragsrechts 
2.2.1. Die Bestimmung einer Kommission 
 

Das Bundesministerium der Justiz sah sich außer Stande, für längere Dauer 

sachkundige und erfahrene Mitarbeiter des Ministeriums zum Zwecke der Re-

formierung des Versicherungsvertragsgesetzes von ihren laufenden Tätigkeiten 

freizustellen, damit diese sich ausschließlich der Vorbereitung eines umfassen-

den Reformprojekts widmen konnten. Daher übertrug die Bundesministerin der 

Justiz, Frau Prof. Dr. Herta Däubler-Gmelin, diese Aufgaben im Juni des Jahres 

2000 einer Kommission zur Reform des Versicherungsvertragsrechts. Diese 

Kommission setzte sich aus Wissenschaftlern, Vorstandsmitgliedern von Versi-

                                                 
9 Schimikowski/Höra, S. 100 
10 Vgl. BVerfG Urteil vom 26.07.2005 – 1 BVR 80/95 
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cherungen und anderen Praktikerinnen und Praktikern zusammen, die seitens 

des Bundesministeriums der Justiz lediglich personell und sachlich unterstützt 

wurde.  Mit diesem Vorgehen sollte sichergestellt werden, dass bereits in der 

Vorbereitungsphase der Reform alle am Versicherungsrecht interessierten Krei-

se mit in die Diskussion einbezogen wurden.  Zudem versprach man sich davon, 

dass die von einer Kommission entwickelten Lösungen eher Anerkenntnis fin-

den würden als Vorschläge des Justizministeriums oder einzelner Sachverstän-

diger. Dass die Kommission zur Bewältigung ihrer Aufgabe einen erheblichen 

Zeitaufwand benötigen würde, wurde zugunsten der Vorteile des Einsatzes ei-

ner Sachverständigenkommission in Kauf genommen. 

 
2.2.2. Der Regierungsauftrag 
 

Die Bundesministerin der Justiz erklärte in der konstituierenden Sitzung der 

Kommission am 7. Juni 2000, eine Reformierung des Versicherungsvertragsge-

setzes sei dringend erforderlich. Das bisherige Gesetz beruhe auf einem längst 

überholten Denken und Rechtsgefühl und sei nicht mehr zeitgemäß. Punktuelle 

Änderungen oder Ergänzungen reichten nicht aus, gebraucht werde eine Ge-

samtreform des Gesetzes. 

 

In einer Mitteilung des Bundesministeriums der Justiz vom 7. Juni 2000 an die 

Presse11 ist dazu weiter ausgeführt, drängende vertragsrechtliche Probleme 

stellten sich in allen Versicherungszweigen. In der Lebensversicherung erwarte 

die Öffentlichkeit Lösungen zur Überschussbeteiligung der Versicherten. Auch 

im Recht der privaten Krankenversicherung sollten Probleme wie die Mitnahme 

der Alterungsrückstellungen beim Wechsel des Krankenversicherers diskutiert 

werden. Wichtige Bereiche der Kommissionsarbeit seien u.a. die Neubestim-

mung der Beratungs-, Aufklärungs- und Informationspflichten der Versicherer, 

die Schaffung gesetzlicher Mindeststandards für die einzelnen Versicherungs-

zweige (z.B. die Rechtsschutz- und die Pflichtversicherung), die Überprüfung 

der bestehenden Regelungen zu Laufzeit, Widerruf und Rücktrittsrechten sowie 

die Aufarbeitung der Probleme, die mit den neuen technischen Möglichkeiten 

                                                 
11 Mitteilung für die Presse Nr. 40/00 „Versicherungsvertragsrecht wird reformiert“ 


